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Steuerart Fälligkeit
1 �Für den abgelaufenen Monat.
2 ��Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für 

den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfrist-
verlängerung für das vorangegangene Kalendervierteljahr.

3 �In Bundesländern, in denen der 15.8.2013 ein Feiertag ist, 
gilt der 16.8.2013 als Fälligkeitstermin mit einer Schonfrist 
20.8.2013.

4 �Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldun-
gen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmel-
dungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) 
abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonn-
tag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei 
einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine 
Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so 
frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des 
Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

5 �Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die 
Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim 
Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugs-
ermächtigung erteilt werden.

6 �Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge 
sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des lau-
fenden Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge 
zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei 
allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für 
die Beitragsnachweise. 
Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor 
Fälligkeit (d. h. am 25.07.2013) an die jeweilige Einzugsstelle 
übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern 
Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten 
etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. 
Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag 
oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Lohnsteuer, Kirchensteuer,  
Solidaritätszuschlag1 10.07.2013 12.08.2013

Umsatzsteuer2 10.07.2013 12.08.2013

Ende der Schonfrist 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:

Überweisung4 15.07.2013 15.08.2013

Scheck5 05.07.2013 09.08.2013

Gewerbesteuer3 entfällt 15.08.2013

Grundsteuer3 entfällt 15.08.2013

Ende der Schonfrist 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:

Überweisung4 entfällt 19.08.2013

Scheck5 entfällt 12.08.2013

Sozialversicherung6 29.07.2013 28.08.2013

Kapitalsteuer, Solidaritätszuschlag
Ab dem 1.1.2005 ist die Kapitalertragsteuer sowie der darauf 
entfallende Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer Gewinnaus-
schüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt 
abzuführen.

Termine Juli/August 2013

Ausgabe Juli 2013

tax
Schließung von legalen Steuerschlupflöchern
Vermittlungsausschuss von Bundestag und Bundesrat beschloss einen Kompromiss

Nach monatelangen Verhandlungen 
haben Bund und Länder immerhin 
einen Teil ihres Streits im Steuerrecht 
beigelegt. Der Vermittlungsausschuss 
von Bundestag und Bundesrat be-
schloss am 5.6.2013 einen Kompro-
missvorschlag, der noch in dieser Wo-
che beiden Häusern zur Bestätigung 
vorgelegt wird.
Die Vermittler einigten sich darauf, 
künftig unerwünschte Gestaltungen 
zur Steuervermeidung einzuschrän-
ken, also bislang legale Steuerschlupf-
löcher zu schließen. Damit greift der 
Ausschuss Bedenken der Länder auf, 
die vor massiven Steuerausfällen und 
-ungerechtigkeiten gewarnt hatten. 

Einschränkungen sieht der Kompro-
miss unter anderem bei den Cash-
GmbHs vor, die es Erben bislang 
ermöglichten, große private Geldver-
mögen als Betriebsvermögen zu de-
klarieren und damit die Erbschaftsteu-
er drastisch zu reduzieren. Nach dem 
Vermittlungsvorschlag darf eine solche 
GmbH nur noch 20 Prozent des Ver-
mögens enthalten.
Ebenfalls begrenzt werden soll die 
Möglichkeit für Immobilienunterneh-
men, durch Anteilstausch über so 
genannte RETT-Blocker die Grunder-
werbsteuer zu vermeiden. Der Anwen-
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Die Aufwendungen für ein häusliches 
Arbeitszimmer einschließlich seiner 
Ausstattung sind grundsätzlich nicht 
als Betriebsausgaben oder Werbungs-
kosten abzugsfähig. Abweichend von 
dieser Grundregel ist die Situation 
zu beurteilen, wenn kein anderer Ar-
beitsplatz zur Verfügung steht oder 
das Arbeitszimmer den Mittelpunkt 
der gesamten betrieblichen oder be-
ruflichen Tätigkeit bildet. In derartigen 
Sonderfällen können die Aufwendun-
gen entweder in vollem Umfang oder 
beschränkt auf bis zu 1.250 € abgezo-
gen werden. Für die Beurteilung sind 
die folgenden Gesichtspunkte ent-
scheidend:

Anerkennung der Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer bei einem Heimarbeitsplatz

Die das Berufsbild prägende Tätigkeit muss stattfinden

Der unbeschränkte Abzug aller für ein 
Arbeitszimmer und notwendige Ne-
benräume sowie die Ausstattung ent-
stehenden Aufwendungen ist auf die 
Fälle beschränkt, in denen das Arbeits-
zimmer den Mittelpunkt der gesamten 
beruflichen Tätigkeit bildet. Es müssen 
dort die Arbeiten vorgenommen wer-
den, die für den Beruf wesentlich und 
prägend sind. Entscheidend ist nicht 
der zeitliche Umfang der Nutzung des 
Arbeitszimmers, sondern der qualita-
tive Schwerpunkt. Findet allerdings 
die das Berufsbild prägende Tätigkeit 
außerhalb des häuslichen Arbeitszim-
mers statt, sind die Aufwendungen 
für das häusliche Arbeitszimmer nicht 

dungsbereich wird stark eingegrenzt. 
Das als Goldfinger bezeichnete Steu-
ersparmodell mittels An- und Verkauf 
von Gold über Firmen nach ausländi-
schem Recht will der Vermittlungsaus-
schuss gänzlich aus dem Einkommen-
steuergesetz streichen.
Der Einigungsvorschlag ist als kom-
plette Neufassung des Amtshilfericht-
linie-Umsetzungsgesetzes formuliert. 
Er integriert den im Dezember 2012 
gefundenen Kompromiss zum Jahres-
steuergesetz 2013 – mit Ausnahme der 
damals vorgeschlagenen Gleichstel-
lung homosexueller Lebenspartner
schaften, an der das Gesetzgebungs-
verfahren seinerzeit gescheitert war.
Das neugefasste Gesetz soll im Grund-

Fortsetzung des Artikels von Seite 1

satz am Tag nach der Verkündung in 
Kraft treten. Zahlreiche Elemente aus 
dem Jahressteuergesetz 2013 finden 
allerdings – wie ursprünglich geplant  – 
bereits für den gesamten Veranla-
gungszeitraum 2013 Anwendung.

Keine Einigung bei Aufbewahrungs-
fristen
Die Verhandlungen zwischen Bund 
und Ländern zur Verkürzung der steu-
erlichen Aufbewahrungsfristen gehen 
dagegen weiter, da der Vermittlungs-
ausschuss von Bundestag und Bun-
desrat dazu am 5.6. noch keine Eini-
gung erzielen konnte. Er vertagte da-
her seine Beratungen.

abzugsfähig. Bildet das häusliche Ar-
beitszimmer nicht den Mittelpunkt der 
gesamten betrieblichen oder berufli-
chen Betätigung, kommt nur die auf 
1.250  € beschränkte Abzugsmöglich-
keit der Aufwendungen in Frage. Vo-
raussetzung ist in diesen Fällen aber, 
dass kein anderer Arbeitsplatz zur Er-
ledigung der Arbeiten zur Verfügung 
steht.
Das Finanzgericht Baden Württemberg 
hat die Aufwendungen des Betriebs-
prüfers eines Finanzamts für seinen zu-
sätzlich zum vorhandenen Arbeitsplatz 
genutzten Heimarbeitsplatz nicht zum 
Abzug zugelassen. Auch die Anerken-
nung anteiliger Aufwendungen für die 
Nutzung der Nebenräume blieb dem 
Betriebsprüfer versagt. Da die Aufwen-
dungen für das häusliche Arbeitszim-
mer in vollem Umfang nicht abgezogen 
werden konnten, dürften auch anteilige 
Aufwendungen für die Nutzung von 
Nebenräumen nicht berücksichtigt 
werden. Der Fall wäre anders zu beur-
teilen, wenn der Betriebsprüfer nur den 
Heimarbeitsplatz nutzen würde. In die-
sem Fall wäre dieser Ort als Mittelpunkt 
der gesamten beruflichen Tätigkeit an-
zusehen. Seine ihm entstandenen Auf-
wendungen könnten in vollem Umfang 
geltend gemacht werden.



Ab 1.7.2013 höhere Pfändungsfreigrenzen

Um 1,57 % höherer Grundfreibetrag

Schuldzinsen als nachträgliche Werbungskosten bei den Einkünften aus 
Vermietung und Verpachtung

Nachträglicher Abzug ist möglich

Der Bundesfinanzhof hat im Jahr 2012 
entschieden, dass Schuldzinsen für 
Darlehen, die ursprünglich zur Finan-
zierung von Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten einer zur Vermietung 
bestimmten Immobilie aufgenommen 
wurden, auch nach einer steuerbaren 
Veräußerung der Immobilie als nach-
trägliche Schuldzinsen abgezogen 
werden können. Voraussetzung ist, 
dass der Veräußerungserlös nicht aus-
reicht, um die Darlehensverbindlichkei-
ten zu tilgen.
Das Bundesministerium der Finanzen  
weist darauf hin, dass diese Entschei-
dung nicht anzuwenden ist, wenn

 �die Schuldzinsen auf Verbindlichkei-
ten entfallen, die durch den Veräu-
ßerungserlös der Immobilie hätten 
getilgt werden können,
 �der Verkauf der Immobilie außerhalb 
der zehnjährigen Veräußerungsfrist 
erfolgt,

 �die Veräußerung auf einem vor dem 
1.1.1999 rechtswirksam abge-
schlossenen obligatorischen Vertrag 
oder gleichstehenden Rechtsakt 
(Altfälle) beruht.

Durch die Pfändungsfreigrenzenbe-
kanntmachung 2013 gelten ab dem 
1. Juli 2013 höhere Pfändungsfrei-
grenzen für Arbeitseinkommen. Erhöht 
werden die geschützten Beträge, die 
bei einer Zwangsvollstreckung in For-
derungen und andere Vermögens-
rechte nicht gepfändet werden dürfen.
Der Pfändungsschutz stellt sicher, dass 
Schuldner auch bei einer Pfändung ih-
res Arbeitseinkommens ihr Existenz-
minimum sichern und die gesetzlichen 
Unterhaltspflichten erfüllen können. 
Die Höhe der Pfändungsfreigrenzen für 
Arbeitseinkommen wird jeweils zum  
1. Juli eines jeden zweiten Jahres an 
die Entwicklung des Grundfreibetrags 
angepasst. Zuletzt sind die Pfändungs-
freigrenzen zum 1. Juli 2011 erhöht 
worden. Der steuerliche Grundfreibe-
trag hat sich seitdem um 1,57 % er-
höht. Hieraus ergibt sich eine entspre-
chende Erhöhung der Pfändungsfrei-

grenzen. Ab dem 1. Juli 2013 beträgt 
der monatlich unpfändbare Grundbe-
trag 1.045,04 € (bisher: 1.028,89 €). 
Dieser Betrag erhöht sich, wenn ge-
setzliche Unterhaltspflichten zu erfüllen 
sind, um monatlich 393,30  € (bisher: 
387,22 €) für die erste und um jeweils 
weitere 219,12 € (bisher 215,73 €) für 
die zweite bis fünfte Person. Auf der 
Internetseite des Bundesministeriums 
der Justiz kann eine Broschüre her-
untergeladen werden, in der die vom  
1. Juli 2013 bis zum 30. Juni 2015 gel-
tenden Pfändungsgrenzen für Arbeits-
einkommen, jeweils gestaffelt nach 
der Höhe des monatlich, wöchentlich 
oder auch tageweise zu leistenden Ar-
beitslohns sowie nach der Anzahl der 
unterhaltsberechtigten Personen, ab-
lesbar sind. Unter Arbeitseinkommen 
ist das jeweilige Nettoeinkommen des 
Schuldners zu verstehen.

Der Bundesfinanzhof hat entschie-
den, dass Aufwendungen für die be-
rufliche Nutzung der zweiten Woh-
nung, die sich im Obergeschoss 
eines ausschließlich privat genutz-
ten Zweifamilienhauses befindet, 
unter die Abzugsbeschränkung für 
ein häusliches Arbeitszimmer fal-
len und somit lediglich mit 1.250 € 
steuerlich zu berücksichtigen sind.
Ein selbstständiger Erfinder benö-
tigte für die Erstellung von Patenten 
zahlreiche Unterlagen und umfang-
reiche Fachliteratur, sodass er ein 
ausschließlich beruflich genutztes 
Büro unterhielt. Dieses befand sich 
im Obergeschoss des von ihm und 
seiner Familie bewohnten Zweifami-
lienhauses. Eine direkte Verbindung 
zwischen dem Büro im Oberge-
schoss und dem Wohnbereich im 
Erdgeschoss bestand nicht. Das 
Obergeschoss war nur über einen 
separaten Treppenaufgang erreich-
bar, der über eine eigene Eingangs-
tür verfügte.
Das Arbeitszimmer gehörte noch 
zum häuslichen Bereich. Der für die 
Annahme der Häuslichkeit erforder-
liche Zusammenhang der beruflich 
und privat genutzten Räume entfällt 
erst, wenn das Arbeitszimmer über 
eine der Allgemeinheit zugängliche 
und auch von anderen Personen 
genutzte Verkehrsfläche zu errei-
chen ist. Im vorliegenden Fall wurde 
jedoch das gesamte Grundstück 
und Gebäude ausschließlich von 
der Familie genutzt, sodass die 
baubedingte räumliche Trennung 
zwischen den beruflich und den 
privat genutzten Räumen nicht so 
stark ausgeprägt war, dass der Zu-
sammenhang zur häuslichen Sphä-
re hinreichend gelöst war.

Häusliches Arbeitszimmer bei 
Nutzung der zweiten Wohnung im 
Zweifamilienhaus

Eindeutige Trennung



Um erhöhte Absetzungen bei Gebäu-
den in Sanierungsgebieten und städte
baulichen Entwicklungsbereichen oder 
bei Baudenkmalen in Anspruch neh-
men zu können, sind einige Voraus-
setzungen zu beachten. So ist z. B. 
der Abschluss eines obligatorischen 
Erwerbsvertrags oder eines gleichste-
henden Rechtsakts notwendig.
Der Bundesfinanzhof hatte folgenden 
Fall zu entscheiden:
An ein notariell beurkundetes Ver-
tragsangebot vom 10. Juli 2003 hielt 
sich ein Bauträger für vier Monate ge-
bunden. Das Angebot wurde am 11. 
November 2003 angenommen. Die 
Finanzverwaltung erkannte von den 
Baumaßnahmen von 90.391 € ledig-
lich 26.829 € als begünstigt an. Die 
in der Zeit vom 10. Juli bis zum 10. 
November 2003 angefallenen nach-

Ist die sog. „Reichensteuer“ im Jahr 2007 teilweise verfassungswidrig?

Voraussetzungen für erhöhte Absetzungen bei Baudenkmalen

Bundesverfassungsgericht entscheidet

Obligatorischer Erwerbsvertrag

Der Einkommensteuertarif wurde 
durch das Steueränderungsgesetz 
2007 ergänzt. Ab dem Jahr 2007 be-
steht die sog. „Reichensteuer“. Der 
Spitzensteuersatz wurde von 42 % auf 
45 % erhöht, sofern das zu versteu-
ernde Einkommen über 250.000  € 
bei Anwendung des Grundtarifs (Al-
leinstehende) oder über 500.000 € 
bei Anwendung des Splittingtarifs 
(zusammenveranlagte Eheleute) liegt. 
Ausgenommen von der Anhebung 

des Spitzensteuersatzes waren im 
Jahr 2007 die Gewinneinkünfte (Ein-
künfte aus Land und Forstwirtschaft, 
Gewerbebetrieb, selbstständiger Ar-
beit). Dazu wurde über eine besondere 
Vorschrift ein Entlastungsbetrag ein-
geführt. Das Finanzgericht Düsseldorf 
ist der Auffassung, dass die „Reichen-
steuer“ teilweise verfassungswidrig ist 
und hat diese Frage dem Bundesver-
fassungsgericht zur Klärung vorgelegt. 
Das Finanzgericht hält die Privilegie-
rung der Gewinneinkünfte gegenüber 
den anderen Einkünften nicht für ge-
rechtfertigt, hält dies für eine verfas-
sungswidrige Ungleichbehandlung.
Das Bundesverfassungsgericht hat 
nun die Aufgabe, über die Verfas-
sungsmäßigkeit der „Reichensteuer“ 
im Jahr 2007 zu entscheiden.
Anmerkung: Das Finanzgericht hat 
keine verfassungsrechtlichen Beden-
ken, wenn der Steuersatz von 45 % für 
alle Einkunftsarten gelten würde.

träglichen Herstellungskosten von rd. 
63.000 € wurden nicht anerkannt.
Das Gericht bestätigte die Ansicht des 
Finanzamts, weil die Annahme eines 
notariellen Kaufangebots nach Ablauf 
seiner befristeten Unwiderruflichkeit 
keinen gleichstehenden Rechtsakt im 
Sinne der einkommensteuerrechtli-
chen Vorschriften darstellt. Das Ver-
tragsangebot vom 10. Juli 2003 stellte 
keinen gleichstehenden Rechtsakt dar. 
Deshalb waren auch nur die nach der 
Annahme des Vertragsangebots ange-
fallenen nachträglichen Herstellungs-
aufwendungen begünstigt.
Hinweis: Vor Beginn solcher Bau-
maßnahmen und vor Abschluss von 
Verträgen dieser Art sollte unbedingt 
mit dem Steuerberater gesprochen 
werden, damit die Vorgehensweise im 
Einzelnen besprochen werden kann.

Der Bundesfinanzhof hat entschie-
den, dass verdeckte Gewinnaus-
schüttungen ausschließlich ertrag-
steuerliche Folgen haben und nicht 
gleichzeitig Schenkungsteuer aus-
lösen können.
Hinweis: Die Finanzverwaltung hat-
te im Jahr 2012 noch eine andere 
Auffassung vertreten.

Verdeckte Gewinnausschüttung 
unterliegt nicht der Schenkung-
steuer
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Unser Service im Internet
Dieses aktuelle Heft, aber auch älte-
re Ausgaben der Mandantenzeitung 
finden Sie unter der Adresse:
www.hws-partner.de
Diese fachlichen Informationen sind nach bestem 
Wissen und Kenntnisstand erstellt worden, können 
den zugrundeliegenden Sachverhalt jedoch oftmals 
nur verkürzt wiedergeben.

Die Komplexität und der ständige Wechsel der 
Rechtsmaterie machen es daher notwendig, Haf-
tung und Gewähr für die Angaben auszuschließen. 
Bitte beachten Sie, dass die Informationen eine in-
dividuelle Beratung durch Ihren Steuerberater nicht 
ersetzen können.

Dieser Informationsbrief ist urheberrechtlich ge-
schützt. Jede vom Urheberrecht nicht ausdrücklich 
zugelassene Verwertung bedarf der schriftlichen 
Zustimmung der Herausgeber.


